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Aktenzeichen: 4 AZR 751/87
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 18. Mai 1988

- 4 AZR 751/87 -
I. Arbeitsgericht Bonn Urteil vom 21. Mai 1987

- 1 Ca 2443/86 -
II. Landesarbeitsgericht 

Köln
Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse:
Für das Bundesarchiv:

Urteil vom 25. September 1987 
- 9 (7) Sa 640/87 -

N
Entscheidungsstichwort:

Eingruppierung eines EDV-Organisationsgruppenleiters

Gesetz: BAT 1975 §§ 22, 23; Anlage 1 a VergGr. II a und III
(Datenverarbeitung); Tarifvertrag zur Änderung der Anlage 
1 a zum BAT für Angestellte in der Datenverarbeitung vom 
4. November 1983 § 3; BPersVG § 75; ZPO § 301, § 308

Leitsätze:
1. In der Übergangsregelung des § 3 des Tarifvertrages 
zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT für Angestellte in der 
Datenverarbeitung stellen die Tarifvertragsparteien nicht 
auf die bisherige faktische Vergütung des Angestellten ab. 
sondern auf seinen tariflichen Status. Es kommt also bei 
der Anwendung der Übergangsregelung darauf an. ob dem 
Angestellten zuvor ein tariflicher Anspruch auf Vergütung 
nach einer höheren Vergütungsgruppe zustand, als ihn die 
neuen tariflichen Bestimmungen vorsehen. Einzelvertrag­
liche Ansprüche des Angsteilten werden ohnehin von der 
tariflichen Übergangsregelung nicht betroffen.
2. Wird an einen Angestellten rechtsgrundlos, d h ohne 
tariflichen und vertraglichen Anspruch, eine höhere 
Vergütung gezahlt, so kann die entsprechende Zahlung ohne 
Mitwirkung des Personalrats eingestellt werden.
3 . Durch Teilurteil kann nur entschieden werden, wenn von 
mehreren in einer Klage geltend gemachten Ansprüchen einer bzw ein Teil eines Anspruches entscheidungsreif ist.
Dagegen ist ein Teilurteil bezüglich einer von mehreren 
Rechtsgrundlagen für denselben prozessualen Anspruch un­zulässig. Solchenfalls haben die Rechtsmittelgerichte die Rechtslage unter allen möglichen rechtlichen Gesichtspunkten 
zu überprüfen und auch über die Kosten zu entscheiden.
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4 AZR 751/87 
9 (7) Sa 640/87 Köln Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
18. Mai 1988

Urteil
Haust,
Amtsinspektorin 
als ürkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

pp.

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 18. Mai 1988 durch den Richter 
Dr. Feiler als Vorsitzenden, die Richter Dr. Etzel und
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Dr. Freitag sowie die ehrenamtlichen Richter Pallas und 
Brocksiepe für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Köln vom 25. September 198T 
- 9/7 Sa 640/87 - wird zurückgewiesen.

' Der Kläger trägt die gesamten Kosten des Rechts­
streits .

V o n  R e c h t s  w e g e n !  

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger, der Mitglied der Deutschen Angestellten-Gewerk­
schaft (DAG) ist, ist bei der Beklagten in der B 
Verwaltung seit dem 1. April 1966 als Angestellter in der Da­
tenverarbeitung beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis finden der 
Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) und die diesen ergänzenden 
und ändernden Tarifverträge Anwendung.

Der Kläger wurde seit dem 1. August 1976 als Organisator 
nach VergGr. III BAT vergütet und erfüllte nach Auffassung der 
Parteien das Tätigkeitsmerkmal der VergGr. III Fällgr. 1,
Teil II, Abschn. II, Unterabschn. II der Anlage 1 a zum BAT 
i. d. F. des Tarifvertrages zur Änderung und Ergänzung der 
Anlage 1 a vom 15. November 1971 (Angestellte in der Datenver­
arbeitung). Am 20. Oktober 1982 schrieb die Beklagte die nach 
VergGr. II a in der Fassung dieses Tarifvertrages bewertete 
Stelle eines Organisationsgruppenleiters aus, um die sich der
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Kläger bewarb. Mit Schreiben vom 8. September 1983 wurde dem 
Kläger diese Tätigkeit mit Wirkung vom 1. September 1983 probe­
weise zur Einarbeitung unter Anleitung und mit Schreiben vom 
12. Dezember 1983 mit Wirkung zum 1. Dezember 1983 auf Dauer 
übertragen. Beide Maßnahmen erfolgten mit Zustimmung des Per­
sonalrates. In dem Schreiben vom 12. Dezember 1 983 wurde dem 
Kläger ferner mitgeteilt, daß er seit dem 1. Dezember 1983 in 
VergGr. II a eingruppiert sei, eine Überprüfung der tariflichen 
Bewertung der Tätigkeit nach Inkrafttreten des zur Zeit verhan­
delten Tarifvertrages für Angestellte in der Datenverarbeitung 
aber ausdrücklich Vorbehalten bleibe.

Rückwirkend zum 1. Oktober 1983 trat der Tarifvertrag zur 
Änderung der Anlage 1 a zum BAT (Angestellte in der Datenverar­
beitung) vom 4. November 1983 in Kraft. Dieser sah für die vom 
Kläger auszuübende Tätigkeit höchstens eine Vergütung nach 
VergGr. III vor. Nachdem die Beklagte dies festgestellt hatte, 
teilte sie dem Kläger mit Schreiben vom 10. September 1985 mit, 
daß ihm Vergütung nach VergGr. II a seit dem 1. Dezember 1983 
irrtümlich und ohne Rechtsgrund gezahlt worden sei. Sie stellte 
die Zahlung zum 1. Oktober 1985 ein und verrechnete die seit dem 
1. März 1985 zuviel gezahlten Beträge mit der dem Kläger wei­
terhin gewährten Vergütung nach VergGr. III. Der Personalrat 
wurde dabei nicht beteiligt.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, daß ihm Vergütung 
nach VergGr. II a zustehe. Dies ergebe sich in erster Linie 
daraus, daß er bereits vor Inkrafttreten des Datenverarbei-
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tungs-TV am 1. Oktober 1983 einen tariflichen Anspruch auf Ver­
gütung nach VergGr. II a gehabt habe. Seine Tätigkeit habe näm­
lich bereits vor diesem Zeitpunkt das Tätigkeitsmerkmal der Ver­
gütungsgruppe II a Datenverarbeitungs-TV i. d. F. vom 
15. November 1971 erfüllt, da ihm seit Januar 1983 die Tätigkeit 
als Organisationsgruppenleiter übertragen und acht Mitarbeiter 
durch ausdrückliche Anordnung unterstellt worden seien. Auf jeden 
Fall habe ihm seit dem 1. September 1983 ein Anspruch auf Ver­
gütung nach VergGr. II a zugestanden, da er die Tätigkeit ent­
gegen der auch tariflich unzulässigen probeweisen Übertragung zur 
Einarbeitung unter Anleitung in vollem Umfange wahrgenommen habe. 
Der bereits vor Inkrafttreten des Datenverarbeitungs-TV am 
1. Oktober 1983 erworbene Vergütungsanspruch nach VergGr. II a 
bleibe ihm aufgrund der Besitzstandswahrung in § 3 Abs. 1 Da­
tenverarbeitungs-TV erhalten. Im übrigen sei seine Rückgruppie­
rung ohne Zustimmung des Personalrates rechtsunwirksam. Mit die­
ser Begründung hat der Kläger den Differenzbetrag zwischen den 
Vergütungsgruppen II a und III für die Zeit vom 1. März 1985 bis 
zum 31» Dezember 19 86 in Höhe von 1 1.992,25 DM geltend gemacht.

Hilfsweise hat der Kläger zusätzlich den Differenzbetrag für 
die Zeit vom 15. September 1986 bis zum 31. Dezember 1986 in 
Höhe von 2.284,57 DM mit der Begründung eingeklagt, daß seine 
Tätigkeit spätestens seit dem 15. September 1986 das Tätig­
keitsmerkmal der VergGr. II a in der Fassung des Datenverarbei­
tungs-TV vom 4. November 1983 erfülle, weil seit diesem Zeit­
punkt die Voraussetzungen für den Bewährungsaufstieg von 
VergGr. III nach VergGr. II a unter Berücksichtigung seiner
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früheren Beschäftigungszeiten vorlägen.

Der Kläger hat beantragt,
die Beklagte zu verurteilen,

1. an ihn 11.992,25 DM brutto nebst
4 v. H. Zinsen seit dem 5. Dezember 
1986 zu zahlen,

2. hilfsweise an ihn 2.284,57 DM 
brutto nebst 4 v. H. Zinsen seit 
dem 5. Dezember 1986 zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung 
vertreten, daß dem Kläger ein Anspruch auf Vergütung nach 
VergGr. II a im streitbefangenen Zeitraum nicht zugestanden ha­
be. Der Kläger habe vor dem 1. Oktober 1983 keinen entspre­
chenden Vergütungsanspruch erworben. Die Tätigkeit des Organisa­
tionsgruppenleiters sei ihm nicht bereits ab Januar 1983 oder ab 
1. September 1 98 3, sondern erst ab 1. Dezember 1983 auf Dauer 
übertragen worden. Es sei auch sachlich gerechtfertigt gewesen, 
zunächst zu überprüfen, ob der Kläger für die Tätigkeit persön­
lich und fachlich geeignet sei. Da die dem Kläger seit dem 
1. Dezember 19 83 übertragene Tätigkeit kein Tätigkeitsmerkmal 
der VergGr. II a Datenverarbeitungs-TV i. d. F. vom 4. No­
vember 1983 erfülle, habe er die entsprechende Vergütung rechts­
grundlos erhalten, so daß ihre Zahlung ohne Beteiligung des Per­
sonalrats habe eingestellt werden können.

Da der Kläger die Tätigkeit als Leiter einer DV-Gruppe seit 
dem 1. Dezember 1983 ausübe, komme ein Bewährungsaufstieg von 
VergGr. III nach VergGr. II a erst nach sechs Jahren und somit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6-

erst ab 1. Dezember 1989 in Betracht.

Das Arbeitsgericht hat die Klage Im Hauptantrag durch Teil­
urteil abgewiesen. Die Kostenentscheidung hat es dem Endurteil 
Vorbehalten. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Klä­
gers zurückgewiesen. In der Berufungsinstanz hat der Kläger sei­
nen Zinsanspruch auf Zinsen aus den Nettobeträgen beschränkt.

Mit der Revision verfolgt der Kläger seinen Zahlungsanspruch 
für die Zeit vom 1. März 1985 bis zum 31* Dezember 1986 in 
vollem Umfang weiter. Die Beklagte beantragt Zurückweisung der 
Revision.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  ;

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben zu 
Recht erkannt, daß dem Kläger weder ein tariflicher noch ein ar­
beitsvertraglicher Anspruch auf Vergütung nach VergGr. II a BAT 
für die Zeit vom 1. März 1985 bis zum 31- Dezember 1986 in Höhe 
von 11.992,25 DM brutto zusteht. Ein Anspruch auf Vergütung nach 
VergGr. II a BAT in Höhe von 2.284,57 DM brutto für die Zeit 
vom 15. September 1986 bis zum 31• Dezember 1986 ist auch nicht 
unter dem rechtlichen Gesichtspunkt des Bewährungsaufstiegs von 
VergGr. III BAT nach VergGr. II a BAT begründet.

Die Vorinstanzen haben den vom Kläger mit seinem "Hauptan­
trag" für die Zeit vom 1. März 1985 bis zum 31« Dezember 1986 
geltend gemachten Anspruch auf die Differenz zwischen der Ver-
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gütung nach VergGr. Ill BAT und der Vergütung nach VergGr. II 
a BAT in Höhe von 11.992,25 DM brutto nur daraufhin überprüft, 
ob als tarifliche Anspruchsgrundlage § 3 Abs. 1 des Tarifver­
trages zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT (Angestellte in der 
Datenverarbeitung) vom 4. November 1983 (Datenverarbeitungs-TV) 
in Betracht kommt oder ein arbeitsvertraglicher Anspruch be­
gründet ist. Sie haben dabei nicht berücksichtigt, daß ein Teil 
dieses Anspruches, den der "Hilfsantrag" des Klägers mit 
2.284,57 DM brutto für die Zeit vom 15. September 1986 bis zum 
31. Dezember 1986 ausweist, vom Kläger mit dem von ihm bean­
spruchten Bewährungsaufstieg von VergGr. III BAT nach VergGr.
II a BAT begründet wird. Diese Verfahrensweise entspricht nicht 
den zivilprozessualen Vorschriften.

Nach § 301 Abs. 1 ZPO kann das Gericht durch Teilurteil nur 
entscheiden, wenn von mehreren in einer Klage geltend gemachten 
Ansprüchen nur der eine oder nur ein Teil eines Anspruches zur 
Endentscheidung reif ist. Hingegen darf hinsichtlich mehrerer 
rechtlicher Gesichtspunkte, die einen einheitlichen prozessualen 
Anspruch begründen können, nicht durch Teilurteil entschieden 
werden (Thomas/Putzo, ZPO, 15. Aufl., § 301 Erl. 1 b; Baum- 
bach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 46. Aufl., Erl. 2 I B b; 
BGH NJW 1961, 72). Das Gericht hat vielmehr über den geltend ge­
machten Anspruch nach allen rechtlichen Gesichtspunkten zu be­
finden (BAGE 9, 192, 195 = AP Nr. 1 zu § 537 ZPO; BAG Urteil vom 
13. Februar 1975 - 3 AZR 211/74 - AP Nr. 2 zu § 308 ZPO; BGH 
NJW 1971, 564).
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Dies haben die Vorinstanzen versäumt, soweit der Kläger 
seinen Anspruch auf Vergütung nach VergGr. II a BAT für die Zeit 
vom 15. September 1986 bis zum 31» Dezember 1986 auf den Be­
währungsaufstieg stützt. Insoweit handelt es sich trotz des vom 
Kläger gesondert gestellten Hilfsantrags nicht um einen selb­
ständigen prozessualen Anspruch, sondern allein um eine weitere 
rechtliche Begründung seines Anspruchs auf Vergütung nach 
VergGr. II a BAT. Der sogenannte Hilfsantrag des Klägers ist 
hinsichtlich der Vergütung nach VergGr. II a BAT für die Zeit 
vom 15. September 1986 bis zum 31» Dezember 1986 mit seinem 
Hauptantrag identisch. Deshalb kann aus Rechtsgründen nur einmal 
und unter Berücksichtigung aller in Betracht kommenden An­
spruchsgrundlagen darüber entschieden werden. Das vom Arbeitsge­
richt erlassene Teilurteil, mit dem das gesamte Klagebegehren auf 
Vergütung nach VergGr. II a BAT in Höhe von 11.992,25 DM brutto 
abgewiesen wurde, ist somit kein Teilurteil im Sinne von 9 301 
Abs. 1 ZPO, sondern ein Urteil, das den Rechtsstreit für die 
erste Instanz in vollem Umfange beendet. Allerdings enthält das 
Urteil - ebenso wie das berufungsgerichtliche Urteil - keine 
Rechtsausführungen zu dem vom Kläger geltend gemachten recht­
lichen Gesichtspunkt des Bewährungsaufstiegs. Dies ist jedoch 
unschädlich, da die rechtliche Prüfung aller in Betracht kom­
menden Anspruchsgrundlagen auch vom Revisionsgericht vorzunehmen 
ist. Grundsätzlich können weder die Parteien noch die Vorinstan­
zen durch entsprechende Verfahrensweise bestimmen, daß ein ein­
heitlicher prozessualer Anspruch vom Revisionsgericht nur nach 
einzelnen rechtlichen Gesichtspunkten zu überprüfen ist.
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Entgegen der in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat 
vertieften Auffassung des Klägers handelt es sich, soweit der 
Kläger seine Klage auf den Bewährungsaufstieg stützt, auch nicht 
um einen anderen Lebenssachverhalt, der einer gesonderten ge­
richtlichen Überprüfung zugänglich wäre. Streitgegenstand ist der 
Anspruch des Klägers auf Vergütung nach VergGr. II a BAT für die 
Zeit vom 1. März 1985 bis zum 31. Dezember 1986 in der von ihm 
bezifferten Höhe. Dieser Anspruch ist nach allen in Betracht 
kommenden tariflichen Anspruchsgrundlagen und daraufhin zu über­
prüfen, ob er aufgrund arbeitsvertraglicher Vereinbarung ge­
rechtfertigt ist. Grundlage eines tariflichen Anspruchs ist die 
vom Kläger während des Anspruchszeitraums auszuübende Tätigkeit 
(§ 22 BAT). Diese auszuübende Tätigkeit ist nach allen in Be­
tracht kommenden tariflichen Bestimmungen zu bewerten, wobei sich 
die Frage der Bewährung, die zudem als solche zwischen den Par­
teien nicht umstritten ist, nur als ein Anspruchselement dar­
stellt. Demgemäß muß der vom Kläger geltend gemachte Anspruch für 
die Zeit vom 15. September 1986 bis zum 31* Dezember 1986 vom 
Revisionsgericht auch unter dem rechtlichen Gesichtspunkt des 
Bewährungsaufstiegs überprüft werden.

Das Landesarbeitsgericht nimmt an, daß dem Kläger ein ta­
riflicher Anspruch auf Vergütung nach VergGr. II a BAT aufgrund 
der tariflichen Bestimmungen des § 3 Abs. 1 Datenverarbei- 
tungs-TV nicht zusteht. Dem ist zuzustimmen.

Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden aufgrund bei­
derseitiger Tarifgebundenheit der Bundes-Angestelltentarifvertrag
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(BAT) und die diesen ändernden und ergänzenden Tarifverträge un­
mittelbar und zwingend Anwendung (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 Satz 1 
TVG). Demgemäß hängt ein tariflicher Anspruch des Klägers davon 
ab, ob die seine Tätigkeit als Organisationsgruppenleiter 
bzw. Leiter einer DV-Gruppe bildenden Arbeitsvorgänge ein Tä- 
tigkeitsmerkmal der von ihm in Anspruch genommenen VergGr. II a 
BAT erfüllen (§ 22 Abs. 1, Abs. 2 Unterabs. 1 und Unterabs. 2 
Satz 1 BAT). Dabei ist von dem von der Senatsrechtsprechung ent­
wickelten Begriff des Arbeitsvorganges auszugehen, wonach darun­
ter eine unter Hinzurechnung der Zusammenhangstätigkeiten und bei 
Berücksichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Verwaltungsübung 
nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare und rechtlich 
selbständig zu bewertende Arbeitseinheit der zu einem bestimmten 
Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit eines Angestellten zu ver­
stehen ist (BAGE 51, 595 51, 282; 51, 356 = AP Nrn. 115, 116 und 
120 zu §§ 22, 23 BAT 1975).

Das Landesarbeitsgericht hat sich mit den die Gesamtar­
beitszeit des Klägers ausfüllenden Arbeitsvorgängen nicht befaßt. 
Dies ist jedoch unschädlich, da der Senat die Arbeitsvorgänge 
selbst bestimmen kann (BAG Urteil vom 16. Mai 1979 - 4 AZR 
680/77 - AP Nr. 23 zu §§ 22, 23 BAT 1975 m.w.N.) und hierzu 
auch die entsprechenden Tatsachenfeststellungen vorliegen. Danach 
ist die gesamte Tätigkeit des Klägers als ein Arbeitsvorgang an­
zusehen. Arbeitsergebnis der Tätigkeit des Klägers ist die ver­
antwortliche Leitung einer Organisations- bzw. einer Daten­
verarbeitungs-Gruppe. Dieses Arbeitsergebnis ist nicht weiter 
aufspaltbar, da alle Einzelaufgaben diesem Arbeitsergebnis die-
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nen. Die Tätigkeit ist auch tatsächlich abgrenzbar und rechtlich 
selbständig zu bewerten. Dies entspricht der ständigen Recht­
sprechung des Senats, wonach die Leitungstätigkeit eines Ange­
stellten regelmäßig als ein Arbeitsvorgang anzusehen ist (BAGE 
48, 17 = AP Nr. 99 zu §§ 22, 23 BAT 1975 m.w.N.).

Der Kläger übt die Tätigkeit eines Leiters einer DV-Gruppe 
unstreitig seit dem 1. Dezember 1983 aus. FUr Leiter von DV- 
Gruppen fordert das Tätigkeitsmerkmal der VergGr. II a, Teil II, 
Abschnitt B, Unterabschnitt I (Angestellte als Leiter von 
DV-Gruppen) der Anlage 1,a zum BAT in der Fassung des Tarifver­
trages zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT (Angestellte in der 
Datenverarbeitung) vom 4. November 1983 (Datenverarbeitungs-TV) 
eine sechsjährige Bewährung als Leiter einer DV-Gruppe. Der Klä­
ger stützt demzufolge sein Klagebegehren für die Zeit ab 1. März 
1985 auf § 3 Abs. 1 Datenverarbeitungs-TV. Diese tarifliche Be­
stimmung hat folgenden Wortlaut:

"§ 3
UbergangsvorSchriften

(1) Die Vergütung (§ 26 BAT) der unter diesen 
Tarifvertrag fallenden Angestellten, die am 
30. September 1983 in einem Arbeitsverhältnis 
gestanden haben, das am 1. Oktober 1983 zu 
demselben Arbeitgeber fortbestanden hat, und 
die am 30. September 1983 Vergütung aus einer 
höheren Vergütungsgruppe erhalten haben als 
der Vergütungsgruppe, in der sie nach diesem 
Tarifvertrag eingruppiert sind, wird durch das 
Inkrafttreten dieses Tarifvertrages nicht berührt.
Satz 1 gilt entsprechend für Angestellte, die am 
30. September 19 83 Vergütung (§ 26 BAT) nach der 
Vereinbarung erhalten haben und die von diesem 
Tarifvertrag nicht erfaßt werden."

Das Landesarbeitsgericht nimmt an, daß der Kläger aus dieser
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tariflichen Übergangsregelung keinen Anspruch auf Vergütung nach 
VergGr. II a BAT herleiten könne, weil er faktisch am 30. Sep­
tember 1983 nicht Vergütung nach VergGr. II a BAT erhalten habe. 
Dem ist im Ergebnis, aber nicht in der Begründung zuzustimmen.

Die tarifliche Bestimmung des § 3 Abs. 1 Datenverarbei- 
tungs-TV enthält eine Ubergangsregelung, wie sie üblicherweise 
von den Tarifvertragsparteien in den Tarifverträgen zur Änderung 
und Ergänzung der Anlage 1 a zum BAT getroffen wird. Der Sinn und 
Zweck einer solchen Ubergangsregelung besteht darin, daß der ta­
rifliche Status eines Angestellten durch das Inkrafttreten ta­
riflicher Bestimmungen, die der auszuübenden Tätigkeit eine an­
dere Wertigkeit als bisher beimessen, nicht beeinflußt werden 
soll. Dies haben die Tarifvertragsparteien in früheren Uber­
gangsregelungen in der Weise zum Ausdruck gebracht, daß sie die 
Besitzstandswahrung für eine günstigere "Eingruppierung" der An­
gestellten vorsahen (BAGE 3 6, 392, 395 = AP Nr. 54 zu §§ 22, 23 
BAT 1975). Hierzu hat der Senat jedoch darauf hingewiesen, daß 
diese Formulierung zu Mißverständnissen Anlaß geben könne, weil 
es nicht auf die faktische Eingruppierung durch den Arbeitgeber, 
die ihren Grund auch in einer übertariflichen arbeitsvertrag­
lichen Vereinbarung haben könne, sondern allein darauf ankomrae, 
welche tarifliche Mindestvergütung dem Angestellten am Stichtag 
zugestanden habe (BAG Urteil vom 28. September 1983 - 4 AZR 
62/81 - nicht veröffentlicht). Dem haben die Tarifvertragspar­
teien in der Ubergangsregelung des § 3 Abs. 1 Datenverarbei- 
tungs-TV Rechnung getragen, indem sie darauf abstellen, ob der 
Angestellte am Stichtag Vergütung aus einer höheren Vergütungs-
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gruppe erhalten habe. Entgegen der Auffassung des Landesarbeits­
gerichts knüpfen die Tarifvertragsparteien damit nicht an die 
faktische Zahlung einer solchen Vergütung, sondern daran an, ob 
dem Angestellten ein Anspruch aus einer höheren Vergütungsgruppe 
zustand, als sie nunmehr nach den neuen tariflichen Bestimmungen 
vorgesehen ist. Dabei gehen die Tarifvertragsparteien mit der 
Bezugnahme auf diejenigen Angestellten, die "Vergütung aus einer 
höheren Vergütungsgruppe erhalten haben", vom Regelfall und der 
allgemeinen Übung im öffentlichen Dienst aus, wonach Angestellte, 
die einen entsprechenden tariflichen Vergütungsanspruch haben, 
auch die entsprechende Vergütung erhalten. Hingegen erstreckt 
sich die tarifliche Übergangsregelung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Da- 
tenverarbeitungs-TV nicht auf einzelvertragliche Ansprüche auf 
Vergütung aus einer höheren Vergütungsgruppe, da solche Ansprüche 
einer tariflichen Regelung ohnehin entzogen sind und demgemäß 
unabhängig von einer ungünstigeren tariflichen Bewertung der Tä­
tigkeit fortbestehen (§ 4 Abs. 3 TVG).

Aus § 3 Abs. 1 Satz 1 Datenverarbeitungs-TV kann der Kläger 
mithin einen Anspruch auf Vergütung nach VergGr. II a BAT nur 
herleiten, wenn ihm am 30* September 1983 ein entsprechender 
tariflicher Mindestvergütungsanspruch zustand. Zutreffend ver­
weist das Landesarbeitsgericht darauf, daß ein solcher Anspruch 
nicht nach den Bestimmungen des Tarifvertrages zur Änderung und 
Ergänzung der Anlage 1 a vom 15. November 1971 (Angestellte in 
der Datenverarbeitung) begründet sein konnte. Nach der ständigen 
Rechtsprechung des Senats ist durch den Tarifvertrag zur Änderung 
und Ergänzung der Anlage 1 a vom 15. November 1971 (Angestellte

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-14-

in der Datenverarbeitung) kein wirksames Tarifrecht gesetzt wor­
den, da dieser Tarifvertrag im Nachwirkungszeitraum des zum 
31. Dezember 1969 gekündigten BAT abgeschlossen worden war und 
durch den 37. Änderungstarifvertrag vom 17. März 1975 auch 
nicht wieder in Kraft gesetzt, sondern vielmehr die speziellen 
Tätigkeitsmerkmale für Angestellte in der Datenverarbeitung aus­
drücklich außer Kraft gesetzt wurden (BAG Urteile vom 27. Mai 
1981 - 4 AZR 1081/78 -, vom 29. Juli 19 81 - 4 AZR 30/79 vom 
28. September 1983 - 4 AZR 63/8 1 - und - 4 AZR 131/81 -, vom 
12. September 1984 - 4 AZR 382/82 -, vom 11. Februar 1987 - 4 
AZR 186/86 -, alle nicht veröffentlicht). Allerdings bestand für 
die Angestellten in der Datenverarbeitung bis zum Inkrafttreten 
des Tarifvertrages zur Änderung der Anlage 1 a zum BAT (Ange­
stellte in der Datenverarbeitung) vom 4. November 1983 am 
1. Oktober 1983 kein tarifloser Zustand. Ihre Tätigkeit war 
vielmehr nach den allgemeinen Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 1 a 
zum BAT zu beurteilen (BAG Urteil vom 11. Februar 1987 - 4 AZR 
186/86 - nicht veröffentlicht - m.w.N.). Der Kläger hat jedoch 
keine Tatsachen vorgetragen, aus denen der Schluß gezogen werden 
kann, daß seine Tätigkeit bis zum 3.0. September 1983 ein Tätig­
keitsmerkmal der VergGr. II a, Teil I der Anlage 1 a zum BAT 
erfüllte. Daraus folgt, daß er einen entsprechenden Vergütungs­
anspruch nach dem 30. September 1983 nicht auf § 3 Abs. 1 Satz 
1 Datenverarbeitungs-TV stützen kann. Auch aus § 3 Abs. 1 Satz 2 
Datenverarbeitungs-TV kann der Kläger seinen Anspruch auf Vergü­
tung nach VergGr. II a BAT nicht herleiten, da seine Tätigkeit 
als Leiter einer DV-Gruppe - anders als diejenige der Angestell­
ten in der Datenbearbeitung und Datenträgerarchivierung - von den
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Tätigkeitsmerkmalen des Datenverarbeitungs-TV vom 4. November 
1983 erfaßt wird.

Dem Kläger steht ein tariflicher Anspruch auf Vergütung nach 
VergGr. II a BAT auch nicht für die Zeit vom 15. September 1986 
bis zum 31« Dezember 1986 aufgrund des Bewährungsaufstiegs von 
VergGr. III nach VergGr. II a BAT zu. Insoweit ist sein Sach- 
vortrag hinsichtlich der Erfüllung der Anforderungen der 
VergGr. II a, Teil II, Abschnitt B, Unterabschnitt I (Ange­
stellte als Leiter von DV-Gruppen) der Anlage 1 a zum BAT nicht 
schlüssig. Diese tarifliche Bestimmung hat folgenden Wortlaut: 

"Vergütungsgruppe II a
Angestellte, die durch ausdrückliche Anordnung 
als Leiter einer DV-Gruppe bestellt sind und sich

durch die Zahl der durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellten Angestellten 
in der DV-Organisation oder in der Anwendungs­
programmierung sowie durch den Umfang und die 
Schwierigkeit der Koordinierung mit anderen 
Stellen
aus der Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 1 
dieses Unterabschnitts herausheben, 
nach sechsjähriger Bewährung als Leiter einer 
DV-Gruppe.
(Hierzu Protokollnotizen Nrn. 1, 2 und 3)"

Die Parteien streiten nur darüber, ob das Erfordernis der 
sechsjährigen Bewährungszeit als Leiter einer DV-Gruppe im An­
spruchszeitraum vom 15. September 1986 bis zum 31* Dezember 
1986 bereits erfüllt war. Insoweit ist der Sachvortrag des Klä­
gers jedoch nicht schlüssig. Für die Berechnung der Bewährungs­
zeit bestimmt § 3 Abs. 2 Datenverarbeitungs-TV:

"(2) Für die unter diesen Tarifvertrag fallenden
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Angestellten, die 
ArbeitsVerhältnis 
1983 zu demselben 
für die Dauer des

am 3 0. September 1983 in einem 
gestanden haben, das am 1. Oktober 
Arbeitgeber fortbestanden hat, gilt 
fortbestehenden Arbeitsverhältnisses

folgendes:
Soweit die Eingruppierung von einer Bewährungszeit 
abhängt, werden vor dem 1. Oktober 1983 zurück- 
gelegte Zeiten zur Hälfte so berücksichtigt, wie 
sie zu berücksichtigen wären, wenn dieser Tarif­
vertrag bereits gegolten hätte."

Der Kläger behauptet, daß er seit Januar 1983 die Tätigkeit 
eines Leiters einer DV-Gruppe ausübe. Wenn dies zugunsten des 
Klägers als richtig unterstellt wird, folgt aus § 3 Abs. 2 Da- 
tenverarbeitungs-TV, daß die Hälfte der Zeit vom 1. Januar 19 83 
bis zum 30. September 1983 auf die sechsjährige Bewährungszeit 
anrechenbar ist. Damit war die Bewährungszeit im Anspruchszeit­
raum vom 15. September 1986 bis zum 31* Dezember 1986 noch 
nicht abgelaufen.

Auch bei Heranziehung der Protokollnotiz Nr. 3 zum Teil II, 
Abschnitt B, Unterabschnitt I der Anlage 1 a zum BAT ergeben sich 
nach dem Sachvortrag des Klägers keine weiteren vor dem 
30. September 1983 ausgeübten, auf die Bewährungszeit anrechen­
baren Tätigkeiten. Die Protokollnotiz Nr. 3 bestimmt:

"Auf die Bewährungszeit sind Zeiten der Bewährung 
in einer Tätigkeit mindestens der jeweils nächst­
niedrigeren Vergütungsgruppe der Unterabschnitte 
II, III und IV anzurechnen, es sei denn, daß 
diese Vergütungsgruppe nach Bewährung erreicht 
worden ist. Zeiten der Bewährung in einer gleich­
artigen DV-Tätigkeit im Sinne des Satzes 1 und 
in einer gleichartigen Tätigkeit als Leiter einer 
DV-Gruppe außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Tarifvertrages können bis zur Hälfte berücksichtigt 
werden.
Von der in Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 
II a und III geforderten Bewährungszeit muß jedoch 
mindestens die Hälfte als Leiter einer DV-Gruppe
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im Geltungsbereich dieses Tarifvertrages zurückgelegt 
sein."

Der Kläger hat nicht vorgetragen, daß er vor dem 1. Januar 
1983 Tätigkeiten mindestens der jeweils nächstniedrigeren Ver­
gütungsgruppe der Unterabschnitte II, III oder IV im Sinne der 
Protokollnotiz Nr. 3 Satz 1 ausgeübt habe. Im Verhältnis zu der 
vom Kläger beanspruchten Vergütung nach VergGr. II a BAT ist die 
nächstniedrigere Vergütungsgruppe im Sinne der Protokollnotiz 
Nr. 3 die VergGr. III BAT (vgl. BAG Urteil vom 4. November 
1987 - 4 AZR 2 7 8 / 8 7 - nicht veröffentlicht). Insoweit kommt eine 
auf die Bewährungszeit anrechenbare Tätigkeit des Klägers in den 
Unterabschnitten II (Angestellte in der DV-Organisation) und Un­
terabschnitt III (Angestellte in der Anwendungsprogrammierung) 
schon aus Rechtsgründen nicht in Betracht, da die Tätigkeits­
merkmale der VergGr. III in den Unterabschnitten II und III 
wiederum nur nach Bewährung erreicht werden können, so daß der­
artige Tätigkeiten nach der Protokollnotiz Nr. 3 nicht zu be­
rücksichtigen sind. Demgemäß käme für die Anrechnung auf die Be­
währungszeit nur eine Tätigkeit im Sinne der Vergütungsgruppe III 
Fallgruppe 1 des Unterabschnittes IV (Angestellte in der DV-Sy- 
stemtechnik) in Frage. Insoweit hat der Kläger aber nicht vorge­
tragen, daß er, bevor er nach seiner Behauptung als Leiter einer 
DV-Gruppe tätig wurde, eine solche Tätigkeit in der DV-System- 
technik ausgeübt habe. Daraus folgt, daß nach dem Sachvortrag des 
Klägers außer der von ihm behaupteten Tätigkeit als Leiter einer 
DV-Gruppe ab 1. Januar -1983 keine weiteren Tätigkeiten auf die 
Bewährungszeit anzurechnen sind. Die nach VergGr. II a BAT er­
forderliche sechsjährige Bewährungszeit war somit im Anspruchs-
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zeitraum vom 15. September 1986 bis zum 31. Dezember 1986 noch 
nicht erfüllt.

Zutreffend nimmt das Landesarbeitsgericht an, daß dem Kläger 
auch kein arbeitsvertraglicher Anspruch auf Vergütung nach 
VergGr. II a BAT für die Zeit vom 1. März 1985 bis zum 31- 
Dezember 1986 zusteht.

Eine arbeitsvertragliche Vereinbarung Uber eine Vergütung 
des Klägers nach VergGr. II a BAT besteht zwischen den Parteien 
nicht. Soweit der Kläger seinen Anspruch daraus herleitet, daß 
eine "konkludente Vertragsabsprache" über die Anwendung des Da- 
tenverarbeitungs-TV vom 15. November 1971 bestanden und seine 
Tätigkeit insoweit die Anforderungen der VergGr. II a BAT er­
füllt habe, ist sein Vortrag nicht schlüssig. Da durch den Da- 
tenverarbeitungs-TV vom 15. November 1971 kein wirksames Ta­
rifrecht gesetzt wurde, hätte es zur einzelvertraglichen Geltung 
dieser Bestimmungen einer individuellen Vertragsvereinbarung 
zwischen den Parteien im Bewußtsein ihrer tarifrechtlichen Un­
wirksamkeit bedurft (BAG Urteil vom 6. April 1977 - 4 AZR 
723/75 - AP Nr. 96 zu §§ 22, 23 BAT). Eine solche Vereinbarung 
hat der Kläger nicht behauptet. Eine allgemeine arbeitsvertrag­
liche Bezugnahme auf den BAT und der ihn ändernden und ergänzen­
den Tarifverträge führt hingegen nicht zur Anwendung des Daten- 
verarbeitungs-TV vom 15. November 1971 als Vertragsrecht, da sie 
nur das widerspiegeln soll, was auch tariflich gilt (BAG Urteil 
vom 16. August 1978 - 4 AZR 33/77 - AP Nr. 101 zu §§ 22, 23 
BAT) .
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Der Kläger hat außerdem nicht vorgetragen, daß arbeitsver­
traglich die Richtlinien vom 14. April 1975 Uber die Anwendung 
des Datenverarbeitungs-TV vom 15. November 1971 vereinbart wor­
den seien. Nur in diesem Falle hätte aus ihnen ein arbeitsver­
traglicher Anspruch hergeleitet werden können (BAG Urteil vom 
28. September 1983 - 4 AZR 63/81 - nicht veröffentlicht). Der
Kläger hat auch nicht die Voraussetzungen einer betrieblichen 
Übung hinsichtlich der Anwendung des rechtsunwirksamen Daten­
verarbeitungs-TV durch die Beklagte vorgetragen.

Ein arbeitsvertraglicher Anspruch des Klägers auf Vergütung 
nach VergGr. II a BAT ist auch nicht dadurch begründet worden, 
daß die Beklagte dem Kläger mit Schreiben vom 12. Dezember 1983 

mitgeteilt hat, daß er ab 1. Dezember 1983 in diese Vergütungs­
gruppe eingruppiert sei und sie ihm seit diesem Zeitpunkt die 
entsprechende Vergütung zahlte. Zutreffend legt das Landesar­
beitsgericht diese Erklärung in Verbindung mit dem gleichzeitig 
erklärten Vorbehalt einer späteren Überprüfung der tariflichen 
Wertigkeit der Tätigkeit nach den Tätigkeitsmerkmalen des neuen 
Datenverarbeitungs-TV dahingehend aus, daß die Beklagte dem Klä­
ger keine übertarifliche Vergütung Zusagen, sondern nur das ge­
währen wollte, was ihm tarifrechtlich zustand.

Stand dem Kläger damit weder ein tariflicher noch ein ar­
beitsvertraglicher Anspruch auf Vergütung nach VergGr. II a BAT 
zu, so bezog er diese - Vergütung rechtsgrundlos. Ihre Zahlung 
konnte ohne Änderungskündigung oder Aufhebungsvertrag von der 
Beklagten eingestellt werden. Einer Mitbestimmung des Personal-
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rates nach § 75 Abs. 1 Nr. 2 BPersVG bedurfte es nicht. Es 
handelt sich nicht um eine mitbestimmungspflichtige Rückgruppie­
rung. Eine solche ist nur dann gegeben, wenn einem Angestellten 
eine Tätigkeit zugewiesen wird, für die die Tätigkeitsmerkmale 
einer niedrigeren Lohn- oder Vergütungsgruppe als für seine bis­
her verrichteten Aufgaben gelten. Diese Voraussetzungen liegen 
/
nicht vor, wenn ein öffentlicher Arbeitgeber ohne Änderung der 
Tätigkeit des Arbeitnehmers lediglich die Weiterzahlung einer 
ohne Rechtsgrund und in Verkennung der tariflichen Merkmale ge­
leisteten Vergütung einstellt. Hierbei handelt es sich nämlich 
nur um die Korrektur einer ungerechtfertigten Bereicherung (§ 812 
BGB), durch die die tarifliche und vertragliche Position des Ar­
beitnehmers nicht berührt wird (ständige Rechtsprechung: BAGE 38, 
291, 298 = AP Nr. 5 zu § 1 TVG Tarifverträge: Bundesbahn; Urteil 
vom 29. Januar 1986 - 4 AZR 279/84 - AP Nr. 17 zu § 75 BPersVG; 
Urteil vom 7. Mai 1986 - 4 AZR 556/83 - AP Nr. 12 zu § 4 BAT).
An dieser Rechtsprechung ist entgegen den Bedenken des Klägers 
festzuhalten.

Der Kläger hat die gesamten Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen (§§ 91, 97 Abs. 1 ZPO). Dies war zur Klarstellung aus­
zusprechen, da das Arbeitsgericht, ausgehend von dem unzuläs­
sigerweise erlassenen Teilurteil, die Kostenentscheidung einem 
"Endurteil" Vorbehalten hat. Ein solches kommt jedoch nicht mehr 
in Betracht, da der Senat auf die Rechtsmittel des Klägers hin 
die Sache in vollem Umfange sachlich entscheiden mußte. Die 
Rechtsmittel des Klägers umfassen auch die Kostenentscheidungen. 
Sind diese fehlerhaft, so sind sie von Amts wegen (§ 308 Abs. 2
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ZPO) vom Revisionsgericht zu erlassen (BAG Urteil vom 22. Sep­
tember I960 - 2 AZR 507/59 - AP Nr, 27 zu § 6 16 BGB; BAGE 26, 
320, 332 = AP Nr. 1 zu § 705 BGB).

Dr. Feiler Dr. Etzel Dr. Freitag
H. Pallas Brocksiepe
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